Deutscher Bundestag 
10. Wahlperiode 


Drucksache 10/2129 


17. 10. 84 


Sachgebiet 80 


Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes über den Sozialplan im Konkurs- und Vergleichsverfahren 


A. Zielsetzung 

Der Große Senat des Bundesarbeitsgerichts hatte 1978 ent- 
schieden, daß Sozialplanforderungen im Konkurs ein Vor- 
recht vor allen anderen Konkursforderungen genießen. Mit 
Beschluß vom 19. Oktober 1983 hat das Bundesverfassungsge- 
richt diese richterliche Rechtsfortbildung für mit der Verfas- 
sung unvereinbar erklärt. Das Bundesarbeitsgericht hat am 
30. April 1984 entschieden, daß Sozialplanforderungen der Ar- 
beitnehmer im Konkurs des Arbeitgebers als einfache, nicht 
bevorrechtigte Konkursforderungen anzusehen sind. Die ge- 
genwärtige Rechtslage wird der sozialen Bedeutung dieser 
Ansprüche nicht gerecht. Der Entwurf bezweckt eine ange- 
messene Absicherung von Sozialplanansprüchen im Konkurs- 
oder Vergleichsverfahren über das Vermögen des Arbeitge- 
bers durch eine Zwischenlösung, die bis zum voraussichtli- 
chen Inkrafttreten der Gesamtreform des Insolvenzrechts gilt 
und diese Gesamtreform nicht präjudiziert. 


B. Lösung 

Forderungen aus Sozialplänen, die nicht früher als drei Mo- 
nate vor dem Antrag auf Eröffnung des Konkurs- oder Ver- 
gleichsverfahrens aufgestellt worden sind, werden mit dem 
Vorrecht des § 61 Abs. 1 Nr. 1 der Konkursordnung ausgestat- 
tet. Im Interesse der Konkursgläubiger wird die dadurch ein- 
tretende Belastung der Konkursmasse gesetzlich beschränkt. 


C. Alternativen 

keine 

Der von der Fraktion der SPD im Deutschen Bundestag einge- 
brachte Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Konkurs- 
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Ordnung (Drucksache 10/81) ist mit den Zielen der Insolvenz- 
rechtsreform unvereinbar. 


D. Kosten 

Für Bund, Länder und Gemeinden entstehen keine Kosten. 
Gegenüber dem Zustand nach der Rechtsprechung des Bun- 
desarbeitsgerichts von 1978 werden sich die Belastungen der 
öffentlichen Haushalte durch Konkursausfälle hinsichtlich öf- 
fentlicher Abgabenforderungen geringfügig verringern. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 16. Oktober 1984 

14 (13) — 410 00 — Ko 39/84 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes über den Sozialplan im Konkurs- und Vergleichsverfahren mit 
Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 541. Sitzung am 5. Oktober 1984 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus Anlage 2 
ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 


Kohl 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes über den Sozialplan im Konkurs- und Vergleichsverfahren 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


§1 

Für die Behandlung eines Sozialplans (§ 112 des 
Betriebsverfassungsgesetzes) in dem Konkurs- 
oder Vergleichsverfahren über das Vermögen des 
Unternehmers gelten als besondere Vorschriften 
die §§ 2 bis 5. 


§2 

In einem Sozialplan, der nach der Eröffnung des 
Konkursverfahrens aufgestellt wird, kann für den 
Ausgleich oder die Milderung der wirtschaftlichen 
Nachteile, die den Arbeitnehmern infolge der ge- 
planten Betriebsänderung entstehen, ein Gesamt- 
betrag bis zu zweieinhalb Monatsverdiensten (§10 
Abs. 3 des Kündigungsschutzgesetzes) der von ei- 
ner Entlassung betroffenen Arbeitnehmer vorgese- 
hen werden. 


§3 

Ein Sozialplan, der vor der Eröffnung des Kon- 
kursverfahrens, jedoch nicht früher als drei Monate 
vor dem Antrag auf Eröffnung des Konkurs- oder 
Vergleichsverfahrens aufgestellt wird, ist den Kon- 
kursgläubigern gegenüber insoweit unwirksam, als 
die Summe der Forderungen aus dem Sozialplan 
größer ist als der Gesamtbetrag von zweieinhalb 
Monatsverdiensten der von einer Entlassung be- 
troffenen Arbeitnehmer. Eine Forderung aus dem 
Sozialplan kann im Konkursverfahren mit demjeni- 
gen Teil ihres Betrags geltend gemacht werden, der 
dem Verhältnis des in Satz 1 bestimmten Gesamt- 
betrags zu der Summe der Forderungen aus dem 
Sozialplan entspricht. Hat ein Arbeitnehmer auf 
seine Forderung aus dem Sozialplan vor der Eröff- 
nung des Konkursverfahrens Leistungen empfan- 
gen, werden diese zunächst auf denjenigen Teil sei- 
ner Forderung angerechnet, der im Konkursverfah- 
ren geltend gemacht werden kann. 


§4 

Im Konkursverfahren werden Forderungen aus 
einem Sozialplan nach § 2 ebenso wie Forderungen 
aus einem Sozialplan nach § 3, soweit diese im Kon- 
kursverfahren geltend gemacht werden können, 
mit dem Rang des § 61 Abs. 1 Nr. 1 der Konkursord- 
nung berichtigt. Für die Berichtigung dieser Forde- 
rungen darf jedoch nicht mehr als ein Drittel der 
für die Verteilung an die Konkursgläubiger zur Ver- 


fügung stehenden Konkursmasse verwendet wer- 
den; § 61 Abs. 2 Satz 2 der Konkursordnung gilt ent- 
sprechend. Sind Forderungen aus mehreren Sozial- 
plänen mit dem Vorrecht nach Satz 1 zu berichti- 
gen, gilt Satz 2 entsprechend für die Gesamtheit 
dieser Forderungen. 


§5 

Am Vergleichsverfahren sind die Arbeitnehmer 
nicht beteiligt, soweit ihre Forderungen aus einem 
Sozialplan im Konkursverfahren geltend gemacht 
werden können und ein Vorrecht genießen; im übri- 
gen sind sie Vergleichsgläubiger. 


§6 

(1) Ist das Konkurs- oder Vergleichsverfahren 
beim Inkrafttreten dieses Gesetzes anhängig, sind 
die §§ 2 bis 5 vorbehaltlich der folgenden Absätze 
anzuwenden. 

(2) Auf einen Sozialplan nach § 2 oder § 3, der vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes auf gestellt wor- 
den ist, ist nur § 4 Satz 1 anzuwenden. Ist die 
Summe der Forderungen aus einem solchen Sozial- 
plan größer als der Gesamtbetrag von zweieinhalb 
Monatsverdiensten der von einer Entlassung be- 
troffenen Arbeitnehmer, wird jede Forderung im 
Konkursverfahren bis zu demjenigen Teil ihres Be- 
trags, der dem Verhältnis des Gesamtbetrags zu der 
Summe der Forderungen aus dem Sozialplan ent- 
spricht, mit dem Rang des § 61 Abs. 1 Nr. 1 und im 
übrigen mit dem Rang des § 61 Abs. 1 Nr. 6 der Kon- 
kursordnung berichtigt. Hat ein Arbeitnehmer auf 
seine Forderung aus dem Sozialplan Leistungen 
empfangen, werden diese zunächst auf den bevor- 
rechtigten Teil seiner Forderung angerechnet. 

(3) Sind Forderungen für das Konkursverfahren 
mit einem Vorrecht vor den in § 61 Abs. 1 Nr. 1 der 
Konkursordnung aufgeführten Forderungen festge- 
stellt worden, ist dieses Vorrecht in dem weiteren 
Verfahren unbeachtlich. Die Unbeachtlichkeit des 
Vorrechts wird von Amts wegen in der Tabelle ver- 
merkt. 

(4) Ein Vorrecht nach diesem Gesetz kann im 
Konkursverfahren auch dann nachträglich ange- 
meldet und festgestellt werden, wenn Forderungen 
ohne Vorrecht oder mit einem Vorrecht vor den in 
§ 61 Abs. 1 Nr. 1 der Konkursordnung auf geführten 
Forderungen festgestellt worden sind. Wird das 
Vorrecht binnen zwei Monaten nach dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes angemeldet, fallen die Ko- 
sten eines besonderen Prüfungstermins der Kon- 
kursmasse zur Last. 
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(5) Ansprüche aus ungerechtfertigter Bereiche- 
rung sind ausgeschlossen. Ein angenommener Ver- 
gleich oder Zwangsvergleich bleibt unberührt. 


§7 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 

§8 

Dieses Gesetz tritt am ... in Kraft. Es tritt mit 
Ablauf des . . . außer Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Das Bundesarbeitsgericht hatte mit Beschluß des 
Großen Senats vom 13. Dezember 1978 — GS 1/77 
— in richterlicher Rechtsfortbildung Sozialplanan- 
sprüchen nach § 112 des Betriebsverfassungsgeset- 
zes ein Vorrecht vor den nach § 61 Abs. 1 Nr. 1 der 
Konkursordnung bevorrechtigten Forderungen ein- 
geräumt. Das Bundesverfassungsgericht hat durch 
Beschluß vom 19. Oktober 1983 — 2 BvR 485/80 und 
486/80 — diese richterliche Rechtsfortbildung für 
mit der Verfassung unvereinbar erklärt. Mit zwei 
Urteilen vom 30. April 1984 — 1 AZR 34/84 und 
35/84 — hat das Bundesarbeitsgericht festgestellt, 
daß Forderungen aus einem Sozialplan Konkursfor- 
derungen mit dem Rang des §61 Abs. 1 Nr. 6 der 
Konkursordnung sind. Diese Einordnung entspricht 
nicht der sozialen Bedeutung dieser Forderungen. 
Bei den unzureichenden Quoten, die in der derzeiti- 
gen Konkurspraxis auf nicht bevorrechtigte Kon- 
kursforderungen bezahlt werden können, würde 
der Sozialplan im Konkurs weitgehend bedeutungs- 
los. 

Es ist erforderlich. Betriebsverfassungsrecht und 
Insolvenzrecht besser aufeinander abzustimmen. 
Eine insgesamt ausgewogene Regelung strebt die 
Bundesregierung mit der von ihr vorbereiteten Ge- 
samtreform des Insolvenzrechts an. Bis zu ihrer 
Verwirklichung schlägt der Entwurf in Form eines 
Zeitgesetzes eine angemessene Zwischenlösung 
vor, die von dem geltenden Konkursrecht ausgeht. 
Dabei wird an eine Geltungsdauer von fünf bis 
sechs Jahren zu denken sein. 

Der Entwurf, ausgenommen die Übergangsvor- 
schriften des § 6 Abs. 3 und 5, regelt die Behandlung 
nur solcher Sozialpläne, die nicht früher als in den 
letzten drei Monaten vor dem Antrag auf Eröffnung 
eines Insolvenzverfahrens (Konkurs- oder Ver- 
gleichsverfahren) auf ge stellt werden. 

Sozialpläne, die in einem Konkursverfahren aufge- 
stellt werden, und Sozialpläne, die im unmittelba- 
ren Vorfeld eines Insolvenzverfahrens oder im Ver- 
gleichsverfahren zustande kommen, werden soweit 
wie möglich gleich behandelt. Damit trägt der Ent- 
wurf dem Umstand Rechnung, daß es oftmals von 
Zufälligkeiten abhängt, ob ein Sozialplan, der insol- 
venzbedingte wirtschaftliche Nachteile für die Ar- 
beitnehmer ausgleichen oder mildern soll, unmittel- 
bar vor der Eröffnung eines Insolvenzverfahrens 
oder in dessen Verlauf aufgestellt wird. 

Forderungen aus Sozialplänen, die nicht früher als 
drei Monate vor dem Antrag auf Eröffnung eines 
Insolvenzverfahrens aufgestellt werden, genießen 
nach dem Entwurf im Konkurs das gleiche Vor- 
recht wie die in §61 Abs. 1 Nr. 1 der Konkursord- 
nung aufgeführten Forderungen, also etwa Forde- 
rungen auf bestimmte rückständige Arbeitsentgel- 


te. Hinsichtlich der früher aufgestellten Sozialpläne 
beläßt es der Entwurf bei dem geltenden Recht: Die 
durch sie begründeten Forderungen sollen auch 
künftig einfache Konkursforderungen (§61 Abs. 1 
Nr. 6 der Konkursordnung) bleiben. Die Beschrän- 
kung des Vorrechts auf Forderungen aus einem So- 
zialplan, der in engem Zusammenhang mit der In- 
solvenz steht, rechtfertigt sich dadurch, daß bei zeit- 
lich weiter zurückliegenden und im Konkursfall 
noch nicht abgewickelten Sozialplänen die sozial 
besonders schutzwürdige Überbrückungsfunktion 
regelmäßig in den Hintergrund tritt. Das vorgese- 
hene Vorrecht ist auch im Lichte der Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts vom 19. Oktober 

1983 verfassungsrechtlich unbedenklich, zumal die 
für die Konkursmasse entstehende Belastung nach 
dem Entwurf gesetzlich begrenzt wird. 

Diese Begrenzung ist erforderlich, weil eine unein- 
geschränkte Vorzugsstellung für Sozialplangläubi- 
ger die Befriedigungschancen der anderen Kon- 
kursgläubiger unvertretbar beeinträchtigen würde. 
Die vorgesehene Begrenzung der Massebelastung 
konkretisiert das — auch verfassungsrechtlich be- 
gründete — Gebot, daß bei der Aufstellung eines 
Sozialplans in der Insolvenz oder in der Krise des 
Arbeitgebers auf die Interessen der Gläubiger ange- 
messen Rücksicht zu nehmen ist. Damit nimmt der 
Entwurf zugleich Bedacht daraiif, daß die Gesamt- 
reform des Insolvenzrechts durch die Zwischenlö- 
sung nicht präjudiziert wird. Diesem Anliegen hat 
auch der Bundesrat in dem Beschluß vom 29. Juni 

1984 (BR-Drucksache 146/84 — Beschluß) Ausdruck 
verliehen. 

Zur Begrenzung der durch bevorrechtigte Sozial- 
planansprüche entstehenden Massebelastung soll 
das Gesamtvolumen von Sozialplanforderungen, die 
im Konkurs vorrangig zu berichtigen sind, sowohl 
absolut — auf ein Mehrfaches des letzten Brutto- 
monatsverdienstes der von einer Entlassung betrof- 
fenen Arbeitnehmer — als auch relativ — auf einen 
bestimmten Prozentsatz der für die Befriedigung 
der Konkursgläubiger zur Verfügung stehenden 
Konkursmasse — beschränkt werden. Sowohl die 
absolute als auch die relative Begrenzung des Sozi- 
alplanvolumens wird indessen für die Zwischenlö- 
sung weiter bemessen, als es die Kommission für 
die Gesamtreform des Insolvenzrechts erwägt. Der 
Entwurf geht davon aus, daß die Konkursverfahren 
unter den Bedingungen des geltenden Rechts über- 
wiegend massearm sind. Im Gesamtzusammen- 
hang der Reform werden die Interessen der Arbeit- 
nehmer und der anderen Verfahrensbeteiligten neu 
gegeneinander abzuwägen sein. 

Wegen der von Anfang an bestehenden Zweifel an 
der Verfassungsmäßigkeit der richterlichen Rechts- 
fortbildung des Bundesarbeitsgerichts vom 13. De- 
zember 1978 sind in der Vergangenheit Sozialplan- 
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forderungen in Konkursverfahren vielfach nicht be- 
richtigt worden. Auch nach dem Beschluß des Bun- 
desverfassungsgerichts vom 19. Oktober 1983 be- 
steht in der Praxis erhebliche Rechtsunsicherheit 
fort, insbesondere hinsichtlich derjenigen Forde- 
rungen, die in einem Konkursverfahren mit einem 
Vorrecht vor den in § 61 Abs. 1 Nr. 1 der Konkurs- 
ordnung genannten Forderungen oder ohne Vor- 
recht festgestellt worden sind. Der Entwurf schlägt 
deshalb Übergangsvorschriften für Verfahren vor, 
die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes anhängig 
sind. 

Gegenüber der Rechtspraxis nach dem Beschluß 
des Bundesarbeitsgerichts von 1978 hat der Ent- 
wurf eine gewisse Minderbelastung der öffentli- 
chen Haushalte zur Folge, daß das Volumen der den 
Abgabenforderungen des § 61 Abs. 1 Nr. 2 der Kon- 
kursordnung im Rang vorgehenden Sozialplanan- 
sprüche gesetzlich beschränkt wird. Gegenüber der 
derzeitigen, sozial unbefriedigenden Rechtslage 
(Einordnung der Sozialplanansprüche in § 61 Abs. 1 
Nr. 6 der Konkursordnung) verursacht die vorge- 
schlagene Regelung unter Umständen eine gewisse 
Belastung der öffentlichen Haushalte durch gering- 
fügig größeren Abgabenausfall in Konkursverfah- 
ren; die Höhe des etwas größeren Ausfallrisikos 
läßt sich auf der Grundlage vorhandener Daten 
nicht errechnen. 

Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preisni- 
veau, insbesondere auf die Verbraucherpreise, sind 
nicht zu erwarten. Soweit gewerbliche Anbieter 
dingliche Sicherheiten besitzen, werden sie durch 
die Regelungen des Entwurfs in Konkursverfahren 
nicht betroffen; soweit sie einfache, ungesicherte 
Konkursgläubiger (§ 61 Abs. 1 Nr. 6 der Konkurs- 
ordnung) sind, hat der Entwurf allenfalls marginale 
Auswirkungen auf die durchschnittlichen Konkurs- 
quoten, welche diese Gläubiger auf ihre Forderun- 
gen erhalten. 


B. Zu den einzelnen Vorschriften 

§1 

Die Leitvorschrift umschreibt den Anwendungsbe- 
reich der §§ 2 bis 5, die als besondere Vorschriften 
die allgemeinen Vorschriften, insbesondere die Vor- 
schriften der Konkursordnung und der Vergleichs- 
ordnung, überlagern oder ergänzen. 

Die Vorschrift verdeutlicht, daß die §§ 2 bis 5 nur für 
den Sozialplan, nicht aber auch für den Nachteils- 
ausgleich nach § 113 des Betriebsverfassungsgeset- 
zes, Sondervorschriften enthalten. Die Gleichbe- 
handlung von Sozialplan- und Nachteilsausgleichs- 
forderungen ist verfassungsrechtlich nicht geboten. 
Auf den Nachteilsausgleich lassen sich die allge- 
meinen konkursrechtlichen Vorschriften, insbeson- 
dere §§ 3 und 59 Abs. 1 Nr. 1 der Konkursordnung, 
anwenden; in ihrer Gesamtheit führen sie auch für 
die Arbeitnehmer zu angemessenen Ergebnissen. 
Es wäre der Insolvenzrechtsrefom abträglich, wenn 
ohne dringendes Bedürfnis ein neues Vorrecht ge- 
schaffen würde. 


Der Begriff des Konkursverfahrens umfaßt den Re- 
gelkonkurs im Sinne der Konkursordnung und den 
Anschlußkonkurs nach § 102 der Vergleichsord- 
nung. 


§2 

Die Vorschrift setzt entsprechend dem geltenden 
Recht voraus, daß die §§ 1 1 1 f . des Betriebsverfas- 
sungsgesetzes auch in einem Insolvenzverfahren 
anwendbar sind. Im Konkurs des Arbeitgebers dür- 
fen jedoch Sozialplanforderungen im Interesse der 
Konkursgläubiger, deren Befriedigungschancen 
durch den Sozialplan beeinträchtigt werden, nur in 
Höhe eines gesetzlich bestimmten Gesamtbetrags 
begründet werden. Die Vorschrift stellt hinsichtlich 
des Gesamtvolumens Inhaltsschranken für den So- 
zialplan auf. Sieht ein im Konkursverfahren aufge- 
stellter Sozialplan ein größeres Volumen vor, so ist 
er demgemäß absolut, also nicht nur den übrigen 
Gläubigern, sondern auch dem Schuldner gegen- 
über, unwirksam. Gemäß den allgemeinen Grund- 
sätzen (vgl. BAG DB 1981, 1882; NJW 1984, 1582) 
wird im Einzelfall zu entscheiden sein, ob der Sozi- 
alplan teilweise aufrechtzuerhalten ist. 

Für die Berechnung des zulässigen Sozialplanvolu- 
mens orientiert sich der Entwurf an den durch- 
schnittlichen Abfindungen, wie sie auf Grund des 
Beschlusses des Bundesarbeitsgerichts vom 13. De- 
zember 1978 ausbezahlt wurden (vgl. Stenogr. Pro- 
tokoll über die 19. Sitzung des Rechtsausschusses 
des Deutschen Bundestages am 4. April 1984). Bei 
der Berechnung des Volumens werden in der Kon- 
kurssituation, die regelmäßig zur Zerschlagung des 
Unternehmens führt, nur diejenigen Arbeitnehmer 
berücksichtigt, die infolge der dem jeweiligen Sozi- 
alplan zugrundeliegenden Betriebsänderung von ei- 
ner Entlassung betroffen sind. Welche Leistungen 
der einzelne Arbeitnehmer erhält, richtet sich nach 
den auszugleichenden oder zu mildernden wirt- 
schaftlichen Nachteilen. 


§3 

Die Vorschrift stellt sicher, daß die Konkursmasse 
und die Interessen der übrigen Konkursgläubiger 
durch einen Sozialplan aus der Zeit unmittelbar vor 
der Insolvenz (Krise), die zum Konkurs oder An- 
schlußkonkurs führt, nicht stärker als durch einen 
Sozialplan im Sinne von § 2 beeinträchtigt werden. 
Beiderlei Sozialpläne sollen möglichst gleichbehan- 
delt werden. Nach dem Grundsatz der Verhältnis- 
mäßigkeit sieht der Entwurf allerdings die Teilun- 
wirksamkeit der vor dem Konkurs aufgestellten So- 
zialpläne nicht absolut vor, sondern lediglich im 
Verhältnis zu den Konkursgläubigern. Rechtstech- 
nisch wird es so angesehen, als unterliege der Sozi- 
alplan insoweit der konkursrechtlichen Anfechtung 
(§§ 29 ff. der Konkursordnung), als sein Volumen 
den vorgesehenen Gesamtbetrag überschreitet. Die 
Anfechtungswirkung soll kraft Gesetzes eintreten. 
Die einzelnen Sozialplanforderungen können ge- 
mäß Satz 2 in Höhe des entsprechenden Teilbetrags 
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im Konkursverfahren zur Feststellung angemeldet 
und bei der Verteilung berücksichtigt werden; im 
übrigen belasten sie das konkursfreie Vermögen 
des Gemeinschuldners, dessen Schuldhaftung un- 
berührt bleibt. Vorkonkursliche Leistungen, die auf 
Sozialplanforderungen erbracht worden sind, min- 
dern gemäß Satz 3 zunächst (vgl. § 366 Abs. 2 BöB) 
den Teilbetrag der Forderungen, der im Konkurs- 
verfahren geltend gemacht werden kann. 

Das Recht der Parteien, sich im Einzelfall nach all- 
gemeinen Rechtsgrundsätzen (Kündigung aus 
wichtigem Grunde, Wegfall der Geschäftsgrundla- 
ge) von einem vorkonkurslichen Sozialplan zu lö- 
sen, bleibt ebenso unberührt wie die Rechtsfolgen, 
die sich aus der Ausübung dieses Rechts ergeben. 


§4 

Entsprechend dem geltenden Recht setzt der Ent- 
wurf voraus, daß auch Forderungen aus einem Sozi- 
alplan, der nach der Eröffnung des Konkursverfah- 
rens aufgestellt wird, als Konkursforderungen zu 
behandeln sind. Forderungen aus einem Sozialplan 
im Sinne von § 3 sind nur insoweit Konkursforde- 
rungen, als sie nach dieser Vorschrift im Konkurs- 
verfahren geltend gemacht werden können. 

Satz 1 weist Konkursforderungen aus einem Sozial- 
plan im Sinne der §§ 2 und 3 den gleichen Rang wie 
den in § 61 Abs. 1 Nr. 1 der Konkursordnung auf ge- 
führten Forderungen zu. Forderungen aus einem 
Sozialplan, der früher als in den letzten drei Mona- 
ten vor dem Antrag auf Eröffnung des Konkurs- 
oder Vergleichsverfahrens auf gestellt worden ist, 
genießen das Vorrecht nicht; insoweit bleibt es bei 
der geltenden Rechtslage. 

Auch soweit Forderungen das Vorrecht nach Satz 1 
genießen, sind sie im Konkurs oder Anschlußkon- 
kurs entgegen dem Grundsatz des § 61 Abs. 2 der 
Konkursordnung nicht stets in dem gleichen Um- 
fang wie die in § 61 Abs. 1 Nr. 1 der Konkursord- 
nung aufgeführten Forderungen zu berichtigen. 
Satz 2 bestimmt vielmehr, daß für die Berichtigung 
bevorrechtigter Sozialplanforderungen nicht mehr 
als ein Drittel der Konkursmasse verwendet wer- 
den darf, die für die Verteilung an die Konkursgläu- 
biger zur Verfügung steht. Dadurch wird sicher ge- 
stellt, daß der Sozialplan nicht einen unvertretbar 
großen Teil der Konkursmasse auf zehrt. Die Vor- 
schrift konkretisiert — zusätzlich zu den Regelun- 
gen der §§ 2 und 3 — die Pflicht zur Rücksicht- 
nahme auf die übrigen Gläubiger im Hinblick auf 
die jeweils vorhandene Masse. Die Bestimmung ge- 
winnt vor allem dann Bedeutung, wenn der Kon- 
kurs über das Vermögen eines Unternehmers eröff- 
net ist, dessen Wirtschaftstätigkeit durch hohen Ka- 
pitaleinsatz (Kapitalintensität) und entsprechend 
geringeren Arbeitseinsatz gekennzeichnet ist. Die 
§§ 2 und 3 würden in einem solchen Konkursverfah- 
ren nicht ausreichen, um unangemessene Massebe- 
lastungen zu verhindern. Der für die bevorrechtig- 
ten Sozialplanforderungen zur Verfügung stehende 
Teil der Konkursmasse entfällt in entsprechender 
Anwendung des § 61 Abs. 2 Satz 2 der Konkursord- 


nung anteilig auf die einzelnen Forderungen aus 
dem Sozialplan. Satz 2 hat lediglich für die konkurs- 
mäßige Berichtigung der Forderungen Bedeutung, 
nicht aber für die Anmeldung und die Feststellung. 
Soweit Sozialplangläubiger nach Satz 2 im Konkurs 
einen Ausfall erleiden, können sie ihre Forderun- 
gen nach Abschluß des Konkursverfahrens gegen 
den Gemeinschuldner geltend machen. Der nach 
Satz 2 für die bevorrechtigten Sozialplanforderun- 
gen zur Verfügung stehende Teil der Konkurs- 
masse ist gegebenenfalls auf eine Mehrheit von So- 
zialplänen zu verteilen. Satz 3 erklärt Satz 2 auf den 
Fall einer Mehrheit von Sozialplänen im Sinne der 
§§ 2 und 3 für entsprechend anwendbar; andere So- 
zialpläne unterliegen auch insoweit nicht dem §4. 
Im Verhältnis der Gruppe der Arbeitnehmer zu den 
übrigen Konkursgläubigern ist es sonach bedeu- 
tungslos, ob Forderungen nur aus einem oder aus 
mehreren Sozialplänen im Sinne von Satz 1 zu be- 
richtigen sind; zugleich wird die Umgehung der Be- 
stimmung von Satz 2 durch Aufspaltung einer sozi- 
alplanpflichtigen Betriebsänderung in mehrere Be- 
triebsänderungen verhindert. 

Der Entwurf geht davon aus, daß die Einführung 
einer relativen Begrenzung des massewirksamen 
Sozialplanvolumens durch Satz 2 und 3 die Auszah- 
lung von Sozialplanleistungen in Konkursverfahren 
nicht unangemessen verzögert. Für Arbeitnehmer, 
die von einer Entlassung betroffen sind, können So- 
zialplanabfindungen die besonders schutzwürdige 
Überbrückungsfunktion nur dann erfüllen, wenn 
die Leistungen rasch ausbezahlt werden. Dies wird 
der Konkursverwalter zu berücksichtigen haben. 
Nach § 149 der Konkursordnung soll der Verwalter 
nach dem allgemeinen Prüfungstermin, so oft hin- 
reichende bare Masse vorhanden ist, eine Vertei- 
lung an die Konkursgläubiger vornehmen. Darüber 
hinaus kann der Verwalter nach § 170 der Konkurs- 
ordnung auf festgestellte bevorrechtigte Forderun- 
gen, also insbesondere auch auf Sozialplanansprü- 
che, mit Ermächtigung des Gerichts unabhängig 
von den Verteilungen Zahlungen leisten. Bei der 
Ausübung dieser Ermächtigung hat der Verwalter 
darauf Bedacht zu nehmen, daß Sozialplanansprü- 
che ähnlich wie Forderungen auf rückständige Ar- 
beitsentgelte in der Regel einer Vorausberichtigung 
dringend bedürfen. 


§5 

Die Vergleichsordnung kennt ein der Konkursan- 
fechtung, an die § 3 sich rechtstechnisch anlehnt, 
entsprechendes Rechtsinstitut nicht. Über den Re- 
gelungsgehalt des § 26 Abs. 1 der Vergleichsord- 
nung hinaus wird deshalb bestimmt, daß Sozial- 
plangläubiger mit bevorrechtigten Forderungen nur 
insoweit nicht an dem Vergleichsverfahren teilneh- 
men, als ihre Forderungen in einem Konkursver- 
fahren geltend gemacht werden könnten. Arbeit- 
nehmer mit Forderungen aus einem Sozialplan im 
Sinne des § 3 nehmen also mit demjenigen Teilbe- 
trag ihrer Forderungen an dem Vergleichsverfah- 
ren nicht teil, der dem Verhältnis des Gesamtbe- 
trags von zweieinhalb Monatsverdiensten der von 
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einer Entlassung betroffenen Arbeitnehmer zu der 
Summe der Sozialplanforderungen entspricht; inso- 
weit können sie außerhalb des Verfahrens volle Be- 
friedigung verlangen. Mit dem Teilbetrag der For- 
derungen, der im Konkursverfahren nicht geltend 
gemacht werden könnte, nehmen die Arbeitnehmer 
am Vergleichsverfahren teil. Vergleichsgläubiger 
sind ferner Arbeitnehmer, denen Forderungen aus 
einem Sozialplan zustehen, der nicht unter §4 
Satz 1 fällt, weil er früher als drei Monate vor dem 
Antrag auf Eröffnung des Vergleichsverfahrens 
aufgestellt worden ist. 


§6 

Die Vorschrift enthält Übergangsregelungen für 
Konkurs- und Vergleichsverfahren, die beim In- 
krafttreten dieses Gesetzes anhängig sind. Anhän- 
gigkeit setzt voraus, daß der Antrag auf Eröffnung 
eines solchen Verfahrens gestellt und das Verfah- 
ren noch nicht beendet ist. Beim Anschlußkonkurs, 
der mit dem vorangehenden Vergleichsverfahren 
eine Einheit bildet, bestimmt sich der Zeitpunkt der 
Anhängigkeit nach dem Antrag auf Eröffnung des 
Vergleichsverfahrens. Absatz 1 erklärt die §§ 2 bis 5 
grundsätzlich auch in anhängigen Insolvenzverfah- 
ren für anwendbar. Die Absätze 2 bis 5 sehen je- 
doch für besondere Fallgestaltungen teils von den 
§§ 2 bis 5 abweichende, teils diese ergänzende Vor- 
schriften vor. 

Der Entwurf geht von dem Grundsatz aus, daß Än- 
derungen des Verfahrensrechts in der Regel auch 
für die beim Inkrafttreten anhängigen Verfahren 
gelten. Diesem Grundsatz wird auch insoweit ge- 
folgt, als die Rangordnung des § 61 Abs. 1 der Kon- 
kursordnung modifiziert wird. Ein Konkursvorrecht 
wirkt grundsätzlich nur innerhalb des jeweiligen 
Verfahrens. Obwohl das Vorrecht gemeinhin als 
eine „der Forderung innewohnende Kraft“ bezeich- 
net wird (vgl. etwa BGHZ 34, 298), steht die verfah- 
ren srechtliche Bedeutung der Vorrechte als einer 
Vorzugsstellung bei der Verteilung des Schuldner- 
vermögens im Vordergrund. Demgemäß erscheint 
es gerechtfertigt, auch den Vorschriften über das 
Vorrecht der Arbeitnehmerforderungen aus einem 
Sozialplan (unechte) Rückwirkung beizulegen. In 
verfassungsrechtlich geschützte Interessen oder 
Rechte der übrigen Gläubiger wird dadurch nicht 
eingegriffen. 

Die zwar Zwecken des Konkursverfahrens dienen- 
de, aber dem materiellen Recht zuzuordnende Vor- 
schrift des § 2 soll dagegen auf in der Vergangen- 
heit abgeschlossene Sachverhalte — d. h. vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes aufgestellte Sozial- 
pläne (Altsozialpläne) — nicht angewendet werden; 
solche Sozialpläne werden also nicht nachträglich 
der Inhaltsschranke des § 2 unterworfen, sondern 
materiellrechtlich uneingeschränkt aufrechterhal- 
ten. Jedoch wird das Sozialplanvolumen nur bis zu 
dem gleichen Gesamtbetrag bevorrechtigt, der nach 
§ 2 für Sozialplanleistungen im Konkursverfahren 
wirksam vorgesehen werden kann. Wird ein Sozial- 
plan erst nach dem Inrafttreten dieses Gesetzes in 
einem Konkursverfahren aufgestellt, so unterliegt 


er § 2, gleichviel ob das Verfahren beim Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes anhängig war oder nicht. 

Altsozialpläne, die in den letzten drei Monaten vor 
dem Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfah- 
rens aufgestellt worden sind (§ 3), werden in einem 
anhängigen Insolvenzverfahren ebenso behandelt 
wie Altsozialpläne, die nach Eröffnung eines Kon- 
kursverfahrens aufgestellt worden sind (§ 2). Ist ein 
Insolvenzverfahren jedoch noch nicht anhängig, so 
unterliegen Altsozialpläne im Sinne des § 3 den §§ 2 
bis 5. Diese Regelung ermöglicht es, in den nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes beantragten 
Konkurs- und Vergleichsverfahren alle Sozialplan- 
forderungen einheitlich zu behandeln. Die insoweit 
angeordnete (unechte) Rückwirkung ist verfas- 
sungsrechtlich unbedenklich, da § 3 nicht den mate- 
riellrechtlichen Bestand von Sozialplanforderun- 
gen, sondern lediglich deren Geltendmachung im 
Insolvenzverfahren regelt; der verfahrensrechtliche 
Aspekt überwiegt den materiellrechtlichen. Zudem 
handelt es sich dabei notwendig um Sozialpläne, die 
nach dem Beschluß des Bundesverfassungsgerichts 
vom 19. Oktober 1983 und den Urteilen des Bundes- 
arbeitsgerichts vom 30. April 1984 aufgestellt wor- 
den sind. Die Sozialplangläubiger mußten also da- 
von ausgehen, daß ihre Forderungen in einem Kon- 
kurs- oder Vergleichsverfahren als einfache Kon- 
kursforderungen oder als Vergleichsforderungen 
angesehen werden würden. Demgegenüber bedeu- 
tet die Anwendung der Vorschriften der §§ 2 bis 5 
eine wesentliche Besserstellung dieser Gläubiger. 

Hinsichtlich der Sozialplanforderungen, die unan- 
fechtbar mit einem anderen als dem in diesem Ge- 
setz vorgesehenen Rang festgestellt worden sind, 
geht der Entwurf von folgenden Erwägungen aus. 
Das Bundesarbeitsgericht hatte in seinem Beschluß 
vom 13. Dezember 1978 eine offene Rechtsfortbil- 
dung für eine unbestimmte Zahl zukünftiger Fälle 
vorgenommen; das Bundesverfassungsgericht hat 
dies für mit der Verfassung unvereinbar erklärt. 
Soweit Bürger auf die Verfassungsmäßigkeit des 
Beschlusses des Bundesarbeitsgerichts vertraut ha- 
ben, bedarf ihr Vertrauen jedenfalls keines weiter- 
gehenden Schutzes als das Vertrauen von Bürgern, 
die sich auf die Verfassungsmäßigkeit einer von 
dem — rechtsstaatlich zuständigen — Gesetzgeber 
gesetzten Norm verlassen haben. Dies gilt um so 
mehr, als die richterliche Rechtsfortbildung des 
Bundesarbeitsgerichts von Anfang an lebhaft um- 
stritten war. Der Entwurf lehnt sich daher an die 
dem § 79 Abs. 2 des Gesetzes über das Bundesver- 
fassungsgericht zugrundeliegenden Wertungen an. 
Den Besonderheiten des Konkurs- und Vergleichs- 
verfahrens wird indessen teilweise durch besondere 
Regelungen Rechnung getragen. 


Absatz 2 

Nach Satz 1 ist auf Altsozialpläne, die nicht früher 
als in den letzten drei Monaten vor dem Antrag auf 
Eröffnung eines Insolvenzverfahrens aufgestellt 
worden sind, im Konkurs der Grundsatz des §4 
Satz 1 anwendbar. 
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Satz 2 enthält für die Behandlung von Altsozialplä- 
nen in anhängigen Konkursverfahren eine den 
Grundsatz des § 4 Satz 1 ergänzende Sonderrege- 
lung für den Fall, daß das Sozialplanvolumen den 
Gesamtbetrag von zweieinhalb Monatsverdiensten 
der von einer Entlassung betroffenen Arbeitnehmer 
überschreitet. Forderungen aus Sozialplänen im 
Sinne der §§ 2 und 3, die vor dem Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes aufgestellt worden sind, sind in dem 
gleichen Umfang bevorrechtigt wie Forderungen 
aus entsprechenden künftigen Sozialplänen. Über 
den bevorrechtigten Betrag hinaus können die For- 
derungen in einem anhängigen Verfahren uneinge- 
schränkt als einfache Konkursforderungen mit dem 
Rang des § 61 Abs. 1 Nr. 6 der Konkurs Ordnung gel- 
tend gemacht werden (Rangstellen-Splitting). Um 
eine Bevorzugung solcher Gläubiger zu vermeiden, 
die vor der Eröffnung des Konkurses oder An- 
schlußkonkurses Leistungen empfangen haben, ist 
in Satz 3 vorgesehen, daß solche Leistungen zu- 
nächst (vgl. § 366 Abs. 2 BGB) auf den bevorrechtig- 
ten Teil der Forderungen dieser Gläubiger ange- 
rechnet werden. 

Die Behandlung eines vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes aufgestellten Sozialplans im Sinne von § 3 
in einem anhängigen Vergleichsverfahren ergibt 
sich aus § 26 Abs. 1 der Vergleichsordnung in Ver- 
bindung mit Satz 1 und 2. 


Absatz 3 

Teilweise sind nach der Rechtsprechung des Bun- 
desarbeitsgerichts vom 13. Dezember 1978 Forde- 
rungen mit einem Vorrecht vor den in § 61 Abs.l 
Nr. 1 der Konkursordnung aufgeführten Forderun- 
gen entweder gemäß § 144 der Konkursordnung im 
Konkursverfahren oder gemäß § 146 der Konkurs- 
ordnung durch Feststellungsurteil rechtskräftig 
festgestellt worden. Der Entwurf schlägt für diese 
Fälle eine Lösung vor, die sich an § 79 Abs. 2 Satz 2 
des Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht 
anlehnt, wonach eine auf einer verfassungswidri- 
gen Norm beruhende Entscheidung nicht zu voll- 
strecken ist. Das zu Unrecht festgestellte Vorrecht 
ist demgemäß bei der Verteilung der Konkurs- 
masse nicht zu berücksichtigen. Es wird davon ab- 
gesehen, die anderen Konkursgläubiger und den 
Verwalter auf den Weg der Vollstreckungsgegen- 
klage nach § 767 der Zivilprozeßordnung zu verwei- 
sen. Ein Gläubiger, dem ein Vorrecht vor den Forde- 
rungen des § 61 Abs. 1 Nr. 1 der Konkursordnung 
zuerkannt worden ist, könnte unter keinem denkba- 
ren rechtlichen Gesichtspunkt in einem streitigen 
Verfahren dartun, daß seiner Forderung ein solches 
Vorrecht zukommt; die Vollstreckungsgegenklage 
wäre deshalb ein sinnloser Umweg. 

Über die Regelung des § 79 Abs. 2 Satz 2 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht hinaus 
sieht der Entwurf vor, daß das zu Unrecht festge- 
stellte Vorrecht nicht nur bei der Verteilung der 
Konkursmasse, sondern in dem weiteren Verlauf 
des Verfahrens insgesamt nicht berücksichtigt 
wird. Nach dem Entwurf soll auch die Feststellung 


des Vorrechts (materielle Rechtskraft) beseitigt 
werden. Soweit die Verfahrensvorschriften des 
Konkursrechts außerhalb des Verteilungsverfah- 
rens auf die Bevorrechtigung einer Forderung ab- 
stellen, geschieht dies im Hinblick auf die Vorzugs- 
stellung des Gläubigers bei der Verteilung. Wird das 
Vorrecht indessen bei der Verteilung nicht berück- 
sichtigt, so erschiene es unangemessen, das Vor- 
recht für das Verfahren im übrigen als festgestellt 
anzusehen, den Arbeitnehmer als Gläubiger z. B. 
von der Abstimmung über einen Zwangsvergleich 
(§§ 173, 182 der Konkursordnung) auszuschließen. 
Die Durchbrechung der materiellen Rechtskraft be- 
gegnet auch keinen verfassungsrechtlichen Beden- 
ken, zumal die Feststellung des Vorrechts lediglich 
im Rahmen des anhängigen Konkursverfahrens 
von Bedeutung ist. Nach Satz 2 hat das Gericht von 
Amts wegen die Unbeachtlichkeit des zu Unrecht 
festgestellten Vorrechts in der Tabelle zu vermer- 
ken; damit wird der Funktion der Konkurstabelle 
als einer förmlichen Vollstreckungsgrundlage ent- 
sprochen. Der Vermerk verlautbart lediglich die auf 
Grund dieses Gesetzes eintretende Rechtslage; er 
ist keine Entscheidung im Sinne des § 73 der Kon- 
kursordnung. 


Absatz 4 

Satz 1 hat teils konstitutive, teils klarstellende Be- 
deutung. Soweit eine Forderung gemäß § 144 Abs. 1 
der Konkursordnung ohne Vorrecht als festgestellt 
gilt, kann nach § 142 Abs. 2 und 3 der Konkursord- 
nung ein Vorrecht bis zum Schlußtermin nachträg- 
lich angemeldet werden. Ist das Nichtbestehen ei- 
nes Vorrechts dagegen im Verfahren nach § 146 der 
Konkursordnung mit Wirkung gegenüber allen 
Konkursgläubigern (§ 147 der Konkurs Ordnung) 
rechtskräftig festgestellt worden, so wäre nach den 
Grundsätzen über die Rechtskraft die nachträgliche 
Feststellung eines Vorrechts ausgeschlossen. Satz 1 
hat insoweit konstitutive Bedeutung, als in diesem 
Fall die Feststellungswirkung (materielle Rechts- 
kraft) durchbrochen und die Feststellung des Vor- 
rechts ermöglicht wird. 

Da erst mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes die 
Möglichkeit der Anmeldung des Vorrechts nach § 4 
Satz 1 besteht, den Arbeitnehmern wegen der nach- 
träglichen Anmeldung also eine Säumnis nicht zur 
Last fällt, sieht Satz 2 in Abweichung von § 142 
Abs. 1 Halbsatz 2 und § 142 Abs. 3 der Konkursord- 
nung vor, daß die Kosten eines etwa erforderlichen 
besonderen Prüfungstermins als Massekosten der 
Konkursmasse zur Last fallen, wenn die Anmel- 
dung binnen zwei Monaten nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes erfolgt. Diese Vergünstigung ent- 
fällt, wenn die Anmeldung später bewirkt wird. 

Absatz 4 läßt die allgemeinen Zulässigkeitsvoraus- 
setzungen einer Anmeldung, namentlich auch das 
Erfordernis des Rechtsschutzbedürfnisses, unbe- 
rührt. Die Vorschrift beseitigt ferner nicht die 
Schranken, die sich aus den §§ 152, 155, 161 und 166 
der Konkursordnung für die Berücksichtigung ei- 
ner Nachtragsanmeldung bei der Verteilung erge- 
ben. 
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Absatz 5 

Satz 1 folgt der Regelung des § 79 Abs. 2 Satz 4 des 
Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht. Die 
Vorschriften über die Herausgabe einer ungerecht- 
fertigten Bereicherung sind insbesondere dann 
nicht anzuwenden, wenn ein Arbeitnehmer infolge 
eines zu Unrecht festgestellten Vorrechts vor den in 
§ 61 Abs. 1 Nr. 1 der Konkursordnung aufgeführten 
Forderungen bei der Verteilung mehr erhalten hat, 
als ihm nach diesem Entwurf zusteht, oder wenn 
die übrigen Konkursgläubiger deshalb eine höhere 
Quote erhalten haben, weil eine nach diesem Ent- 
wurf bevorrechtigte Sozialplanforderung ohne Vor- 
recht berichtigt worden ist. Zugleich bringt Satz 1 
den allgemeinen konkursrechtlichen Grundsatz 
zum Ausdruck, daß Gläubiger, die von der nachträg- 
lichen Anmeldung einer Forderung oder eines Vor- 
rechts Gebrauch machen, sich mit dem Stand des 
Verfahrens, insbesondere mit bereits vorgenomme- 
nen Verteilungen oder Abschlagszahlungen, abfin- 
den müssen. 

Nach Satz 2 wird der Bestand eines angenommenen 
und — erst recht — eines bestätigten Vergleichs 
oder Zwangsvergleichs nicht dadurch in Frage ge- 
stellt, daß ein Arbeitnehmer sich wegen seiner So- 
zialplanforderung im Vertrauen auf die Rechtspre- 
chung des Bundesarbeitsgerichts von 1978 an ei- 
nem Vergleichsverfahren oder Zwangsvergleich 
nicht beteiligt hat oder daß er sich dem bisher gel- 


tenden Recht entsprechend als einfacher Konkurs- 
gläubiger auch insoweit an dem Vergleichsverfah- 
ren oder dem Zwangsvergleich beteiligt hat, als ihm 
von diesem Gesetz ein Vorrecht gewährt wird. Die 
Vorschrift soll sicherstellen, daß dem Schuldner die 
Rechtswohltat eines Vergleichs oder Zwangsver- 
gleichs nicht infolge der Neuregelung des Rangs 
von Sozialplanansprüchen verlorengeht. Die Vor- 
schriften über die Bestätigung eines ordnungsge- 
mäß angenommenen Vergleichs oder Zwangsver- 
gleichs, insbesondere § 79 Nr. 4 der Vergleichsord- 
nung und § 188 Abs. 1 Nr. 2 der Konkursordnung, 
bleiben unberührt. 


§7 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 


§8 

Die Vorschrift bestimmt die Geltungsdauer der vor- 
gesehenen Regelungen. Satz 1 regelt das Inkrafttre- 
ten, Satz 2 das Außerkrafttreten. Die Vorschrift 
geht davon aus, daß die Regelungen dieses Ent- 
wurfs durch die Gesamtreform des Insolvenzrechts 
abgelöst werden. Im Rahmen dieser Reform wird 
auch die insolvenzrechtliche Behandlung des So- 
zialplans neu zu ordnen sein. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Zu §4 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prüfen, 
welche Regelungen erforderlich sind, damit sicher- 
gestellt ist, daß Abschlagszahlungen auf Forderun- 
gen aus einem Sozialplan möglichst umgehend 
auch dann geleistet werden können, wenn der Um- 
fang der für die Verteilung an die Konkursgläubi- 
ger zur Verfügung stehenden Masse noch nicht 
endgültig feststeht. 


Begründung 

Die (relative) Begrenzung auf ein Drittel der zur 
Verfügung stehenden Masse für die Berichtigung 
bevorrechtigter Sozialplanforderungen birgt für die 
von einer Unternehmensinsolvenz betroffenen Ar- 
beitnehmer die Gefahr, daß die Auszahlung von 
Leistungen aus einem Sozialplan weitgehend blok- 


kiert wird, weil die für die Verteilung an die Kon- 
kursgläubiger zur Verfügung stehenden Masse in 
der Regel nicht zu Beginn, sondern erst am Ende 
eines Konkursverfahrens feststeht. Nicht selten hat 
der Konkursverwalter noch Rechts Streitigkeiten 
um Forderungen oder Anfechtungsprozesse zu füh- 
ren; auch die Verwertung dauert ihre Zeit. Die Ak- 
tivmasse läßt sich daher endgültig häufig erst nach 
Jahren feststellen. Der Sozialplan würde aber seine 
sozial besonders schutzwürdige Überbrückungs- 
funktion verlieren, wenn Zahlungen an Arbeitneh- 
mer, die unmittelbar nach dem Verlust ihres Ar- 
beitsplatzes dringend auf solche Leistungen ange- 
wiesen sind, erst nach längerer Zeit erfolgen wür- 
den. Es erscheint zweifelhaft, ob diese negativen 
Folgen für die Arbeitnehmer allein mit Hilfe der 
§§ 149, 170 KO gemildert werden können. Der Kon- 
kursverwalter, der Teilzahlungen auf Sozialplanfor- 
derungen aus einer dem Umfang nach weitgehend 
unbekannten Teilungsmasse leistet, unterliegt ei- 
nem besonders hohen Haftungsrisiko. 


Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung wird die Prüfung der Frage 
fortsetzen, wie sichergestellt werden kann, daß Ab- 
schlagszahlungen auf Forderungen aus einem So- 
zialplan möglichst umgehend auch dann geleistet 
werden, wenn der Umfang der für die Verteilung an 
die Konkursgläubiger zur Verfügung stehenden 
Masse noch nicht endgültig feststeht. Die Prüfung 
wird sich namentlich auf die Frage erstrecken, ob 
und gegebenenfalls unter welchen Umständen und 
verfahrensmäßigen Voraussetzungen der Konkurs- 
verwalter verpflichtet werden kann, die Sozialplan- 
abfindungen oder einen Teil derselben in einem 
frühen Verfahrensstadium auszubezahlen. Darüber 
hinaus wird die Bundesregierung prüfen, ob die 
Auszahlung von Sozialplanabfindungen dadurch 
beschleunigt werden kann, daß die Leistungen vor- 
finanziert werden. Das Ergebnis ihrer Prüfung wird 
die Bundesregierung in das weitere Gesetzgebungs- 
verfahren einführen. 
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